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5 4 7 . Bundesgesetz vom 21. Oktober 1982
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite
der Österreichischen Elektrizitätswirtschafts-
Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft) und
der Sondergesellschaften (Energieanleihege-

setz 1982)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die

1. von der Österreichischen Elektrizitätswirt-
schafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesell-
schaft),

2. von einer oder mehreren Sondergesellschaften
(§ 4 des 2. Verstaatlichungsgesetzes, BGBl.
Nr. 81/1947) im Einvernehmen mit
der Österreichischen Elektrizitätswirtschafts-
Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft) oder

3. von der Österreichischen Elektrizitätswirt-
schafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesell-
schaft) gemeinsam mit einer oder mehreren
der in Z 2 genannten Sondergesellschaften

im In- und Ausland aufzunehmenden Anleihen,
Darlehen und sonstigen Kredite namens des Bun-
des die Haftung als Bürge und Zahler gemäß
§ 1357 ABGB oder in Form von Garantien zu über-
nehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen wird wei-
ters ermächtigt, namens des Bundes Haftungen
gemäß § 1348 ABGB zu übernehmen, und zwar für
Haftungen, die Gesellschafter der im Abs. 1 Z 2
genannten Sondergesellschaften für im In- und
Ausland von diesen Sondergesellschaften im Ein-
vernehmen mit der Österreichischen Elektrizitäts-
wirtschafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesell-
schaft) aufzunehmende Anleihen, Darlehen und
sonstige Kredite übernehmen.

(3) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 und 2 erteilten Ermächtigung nur
Gebrauch machen, wenn

1. der Gesamtbetrag (Gegenwert) der Haftung
jeweils 35 Milliarden Schilling an Kapital und
jeweils 35 Milliarden Schilling an Zinsen und
Kosten nicht übersteigt;

2. die Kreditoperation im Einzelfall den Betrag
(Gegenwert) von 2 Milliarden Schilling an
Kapital nicht übersteigt;

3. die Laufzeit der Kreditoperation 30 Jahre
nicht übersteigt;

4. die prozentuelle Gesamtbelastung der Kredit-
operation in inländischer Währung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel nicht
mehr als das Zweieinhalbfache des im Zeit-
punkt der Kreditaufnahme geltenden Zinsfu-
ßes für Eskontierungen der Oesterreichischen
Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des Nationalbank-
gesetzes 1955, BGBl. Nr. 184) beträgt:

5. die prozentuelle Gesamtbelastung der Kredit-
operation in ausländischer Währung nach der
Formel laut Z 4 nicht mehr als das Zweiein-
halbfache des arithmetischen Mittels aus den
im Zeitpunkt der Kreditaufnahme geltenden
offiziellen Diskontsätzen in Belgien, der Bun-
desrepublik Deutschland, Frankreich, Groß-
britannien, den Niederlanden, Schweden, der
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Schweiz und den USA (New York) beträgt
und

6. der Erlös der Kreditoperation zum Ausbau
und der Fertigstellung von Großkraftwerken,
der Leistung von Baukostenzuschüssen zu
Kraftwerksvorhaben gegen Gewährung von
Strombezugsrechten, zur Finanzierung von
Investitionen der Österreichischen Elektrizi-
tätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Verbund-
gesellschaft), insbesondere deren Übertra-
gungseinrichtungen, zur Durchführung von
Fertigstellungs- und Ergänzungsinvestitionen
an bereits in Betrieb befindlichen Anlagen,
zur Finanzierung von Planungsarbeiten für
neue Projekte sowie zur Tilgung — sofern
nicht ohnehin das Bundesgesetz vom 24. Jän-
ner 1979 betreffend die Übernahme der Bun-
deshaftung für die Konversion von Anleihen,
Darlehen und sonstigen Krediten der Öster-
reichischen Elektrizitätswirtschafts-Aktienge-
sellschaft (Verbundgesellschaft) und der Son-
dergesellschaften, BGBl. Nr. 59/1979, zur
Anwendung kommt — der von den im Abs. 1
genannten Gesellschaften aufgenommenen
und vom Bund gemäß Abs. 1 verbürgten oder
garantierten Anleihen, Darlehen oder sonsti-
gen Krediten dient.

(4) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 3 Z 4 und 5 sind die Emissions- oder Zuzäh-
lungsverluste, Begebungsprovisionen, Werbe- und
Druckkosten (Begebungskosten) vom Bruttoerlös
in Abzug zu bringen.

(5) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung bei
Anleihen, Darlehen und sonstigen Krediten, bei
welchen die Zinssätze jeweils für bestimmte Zeitab-
schnitte variabel festgesetzt werden, ist für die ver-
tragliche Laufzeit die Gesamtbelastung nach der
Formel laut Abs. 3 Z 4 und 5 zum Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses maßgebend. Für die Gesamtbe-
lastung bei Anleihen sind vertraglich vorgesehene
Tilgungsmöglichkeiten durch freihändigen Rück-
kauf nicht zu berücksichtigen.

(6) Vorzeitige Rückzahlungsermächtigungen
(Kündigungsrechte) sind für die Beurteilung der
Laufzeit nicht zu berücksichtigen.

§ 2. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für Darlehen und Kredite, die der Vor-
finanzierung von langfristigen Kreditoperationen
gemäß § 1 Abs. 1 dienen, namens des Bundes die
Haftung als Bürge und Zahler gemäß § 1357 ABGB
oder in Form von Garantien unter der Vorausset-
zung zu übernehmen, daß

1. die Laufzeit mit höchstens zwei Jahren
begrenzt ist;

2. das Ausmaß der im § 1 Abs. 3 Z 1 und 2
genannten Beträge (Gegenwert) an Kapital
sowie an Zinsen und Kosten nicht überschrit-
ten wird und

3. bei zeitlicher Kreditüberschneidung die
Summe aus Vor- und Endfinanzierung bei
Kreditoperationen im Einzelfall nicht mehr
als 3 Milliarden Schilling und die Summe aller
Vor- und Endfinanzierungen nicht mehr als
40 Milliarden Schilling beträgt.

(2) Darlehen und Kredite, die der Vorfinanzie-
rung solcher langfristiger Kreditoperationen die-
nen, sind auf den im § 1 Abs. 3 Z 1 genannten Haf-
tungsrahmen nicht anzurechnen.

§ 3. Werden Haftungen des Bundes gemäß § 1
Abs. 1 bis 3 und § 2 für Fremdwährungsbeträge
übernommen, so sind diese zu den im Zeitpunkt
der Haftungsübernahme vom Bundesminister für
Finanzen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf
die genannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 4. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, die gemäß § 1 Abs. 1 bis 3 übernomme-
nen Haftungen über die vertraglich vereinbarte
Laufzeit zu erstrecken, wenn

1. eine Prolongierung der Fälligkeit der Ver-
pflichtungen aus Kreditoperationen der
Österreichischen Elektrizitätswirtschafts-
Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft) oder
einer der im § 1 Abs. 1 Z 2 genannten Sonder-
gesellschaften zur Vermeidung einer Inan-
spruchnahme des Bundes aus der Haftung aus
welchem Grund immer geboten ist oder
dadurch Neuaufnahmen von Anleihen, Darle-
hen oder sonstigen Krediten zum Zwecke der
Umschuldung vermieden werden können und
in jedem Falle

2. durch Prolongierung die vertraglich verein-
barte Laufzeit um nicht mehr als fünf Jahre
überschritten wird und

3. die Mehrleistungen an Zinsen im Haftungs-
rahmen für Zinsen und Kosten Deckung fin-
den.

(2) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Abs. 3 Z 3 festgesetzte Laufzeit
nicht überschreiten.

§ 5. Der Bundesminister für Finanzen darf Haf-
tungen gemäß § 1 Abs. 1 bis 3 sowie § 2 überdies
nur dann übernehmen, wenn die Österreichische
Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Ver-
bundgesellschaft) und die Sondergesellschaften die
verbindliche Erklärung abgeben, daß

1. dem Bundesminister für Finanzen die Prüfung
der zweckgebundenen Verwendung der Kre-
ditoperationen, in deren Zusammenhang eine
Haftung des Bundes übernommen wird, und
im Zuge dieser Prüfung die Einsicht in alle
Bücher, Urkunden und sonstigen Schriften
der Österreichischen Elektrizitätswirtschafts-
Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft) und
der Sondergesellschaften gewährleistet ist;

2. sie dem Bundesminister für Finanzen für die
Dauer der Laufzeit der Kreditoperationen, in
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deren Zusammenhang eine Haftung des Bun-
des übernommen wird, den jährlichen
Geschäftsbericht samt Bilanz und Erfolgs-
rechnung und den mit einem förmlichen
Bestätigungsvermerk versehenen Prüfungsbe-
richt eines hiezu gemäß der Wirtschaftstreu-
händer-Berufsordnung, BGBl. Nr. 125/1955,
befugten Prüfers vorlegen werden.

§ 6. Wird der Bund auf Grund einer gemäß den
vorstehenden Bestimmungen übernommenen Haf-
tung in Anspruch genommen, so steht ihm neben
dem Recht auf Ersatz der bezahlten Schuld (§ 1358
ABGB) auch das Recht zu, von der Österreichi-
schen Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft
(Verbundgesellschaft) und den Sondergesellschaf-
ten den Ersatz aller im Zusammenhang mit der
Einlösung der übernommenen Haftung entstande-
nen Aufwendungen, insbesondere die vom Bund in
einem Rechtsstreit mit dem Gläubiger aufgewende-
ten Kosten, zu fordern.

§ 7. Für die Übernahme der Haftung durch den
Bund ist kein Entgelt zu entrichten.

§ 8. Die durch dieses Bundesgesetz unmittelbar
veranlaßten Rechtsgeschäfte und Rechtsvorgänge
sind von der Gesellschaftsteuer und von den Stem-
pel- und Rechtsgebühren befreit.

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky

5 4 8 . Bundesgesetz vom 21. Oktober 1982,
mit dem das Bundesgesetz über weitere Maß-
nahmen zur Finanzierung der Austrian Air-
lines, Österreichische Luitverkehrs-Aktienge-
sellschaft, geändert wird (AUA-Finanzierungs-

gesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bundesgesetz vom 30. Oktober 1970 über

weitere Maßnahmen zur Finanzierung der Austrian
Airlines, Österreichische Luftverkehrs-Aktienge-
sellschaft (AUA-Finanzierungsgesetz), BGBl.
Nr. 335, wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Der Bundesminister für Finanzen wird

ermächtigt, für die von der Austrian Airlines,
Österreichische Luftverkehrs-Aktiengesellschaft,
zur Anschaffung von neuen Flugzeugen samt dazu-
gehörigen Fluginstrumenten und Ersatzteilen im
In- und Ausland aufzunehmenden Darlehen und
sonstigen Kredite namens des Bundes die Haftung
als Bürge und Zahler (§ 1357 des Allgemeinen bür-
gerlichen Gesetzbuches) oder in Form von Garan-
tien zu übernehmen."

2. § 4 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:
„a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag

(Gegenwert) der Haftungen 2 800 Millionen
Schilling an Kapital und 1 400 Millionen
Schilling an Zinsen und Kosten nicht über-
steigt;"

3. § 4 Abs. 2 lit. b hat zu lauten:
„b) die Kreditoperation im Einzelfall den Betrag

(Gegenwert) von 1 500 Millionen Schilling
an Kapital nicht übersteigt;"

4. § 4 Abs. 2 lit. c hat zu lauten:
„c) die Laufzeit der Kreditoperation 25 Jahre

nicht übersteigt;"

5. § 4 Abs. 2 lit. f hat zu entfallen.
6. Dem § 4 Abs. 6 ist folgender Abs. 7 anzufü-

gen:
„(7) Der Bundesminister für Finanzen wird

ermächtigt, anstelle der gemäß Abs. 1 bis 6 über-
nommenen Haftungen im Falle der Konvertierung
der ihnen zugrundeliegenden Kreditoperationen
Haftungen für die neuen Kreditoperationen zu
übernehmen, wenn

a) die Konvertierung zur Erzielung besserer
Kreditkonditionen erfolgt oder der Vermin-
derung des Währungsrisikos dient,

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Nomi-
nalbetrag des aushaftenden Darlehens oder
sonstigen Kredites, die konvertiert werden
sollen, nicht übersteigt,

c) durch die Konvertierung die vertraglich ver-
einbarte Laufzeit der zu konvertierenden
Kreditoperation um nicht mehr als 7 Jahre
überschritten wird und die sich sodann erge-
bende Gesamtlaufzeit (Summe der Laufzei-
ten der alten und der neuen Kreditoperation)
25 Jahre nicht übersteigt und

d) im übrigen den Bestimmungen des Abs. 2
lit. a, d und e sowie der Abs. 3 bis 5 entspro-
chen wird.

Eine Konvertierung liegt auch dann vor, wenn in
der Person des Gläubigers ein Wechsel eintritt. In
den Konvertierungsverträgen ist ausdrücklich fest-
zuhalten, welche Schuld aus dem Erlös der neuen
Kreditoperation konvertiert werden soll. Die Til-
gung der alten Schuld ist dem Bundesminister für
Finanzen nachzuweisen."

7. § 5 hat zu lauten:
„§ 5. (1) Die durch dieses Bundesgesetz veran-

laßten Rechtsvorgänge und die darüber zu errich-
tenden Urkunden sind von den Stempel- und
Rechtsgebühren befreit.

(2) Die im § 2 Z 1 bis 3 des Kapitalverkehrsteuer-
gesetzes bezeichneten Leistungen an die Austrian
Airlines, Österreichische Luftverkehrs-Aktienge-
sellschaft, sind, soweit sie von inländischen Gebiets-
körperschaften erbracht werden, von der Gesell-
schaftsteuer ausgenommen."

330



2590 220. Stück — Ausgegeben am 19. November 1982 — Nr. 549

Artikel II
§ 5 Abs. 2 tritt mit 31. Oktober 1982 in Kraft.

Artikel III
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky

5 4 9 . Bundesgesetz vom 21. Oktober 1982,
mit dem das Entschädigungsgesetz ČSSR neu-

erlich geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Entschädigungsgesetz ČSSR, BGBl.
Nr. 452/1975, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 557/1979 wird wie folgt geändert:

1. § 2 Z 2 hat zu lauten:

„2. Ansprüche aus Lieferungen, Leistungen und
Forderungen aller Art, die für oder im Auftrage des
ehemaligen Deutschen Reiches, seiner Einrichtun-
gen oder deutscher Personen in der Tschechoslo-
wakei bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges
erbracht worden oder entstanden sind. Unter deut-
schen Personen sind deutsche physische und juristi-
sche Personen zu verstehen;"

2. § 4 Z 3 hat zu lauten:

„3. a) Ansprüche aus Lieferungen, Leistungen
und Forderungen aller Art, die von Kreditunterneh-
mungen im Sinne des Rekonstruktionsgesetzes,
BGBl. Nr. 183/1955, und von Unternehmen im
Sinne des Art. I des Versicherungswiederaufbauge-
setzes, BGBl. Nr. 185/1955, als Verlust ausgewie-
sen wurden, wenn sich diese Ansprüche gegen
tschechoslowakische Personen richten, deren Ver-
mögenswerte einer Maßnahme (§1) unterzogen
worden sind;

b) Ansprüche aus Lieferungen, Leistungen und
Forderungen aller Art, wenn sich diese Ansprüche
gegen andere als tschechoslowakische Personen
richten;"

3. Im § 4 Z 4 tritt an die Stelle des Punktes ein
Strichpunkt, als Z 5 wird neu angefügt:

„5. Ansprüche aus Patentrechten, Marken- und
Musterschutzrechten."

4. § 29 hat zu lauten:

„§ 29. Zum sonstigen Vermögen gehören, wenn
sie nicht dem land- und forstwirtschaftlichen Ver-
mögen, dem Grundvermögen oder dem Betriebs-
vermögen zuzurechnen sind,

1. Aktien und Anteile an Kapitalgesellschaften,
Kuxe bergrechtlicher Gewerkschaften und
Anteile an Genossenschaften, wenn diese
ihren Sitz im Gebiet der Tschechoslowakei
gehabt haben;

2. Ansprüche aus Lieferungen, Leistungen und
Forderungen aller Art, wenn sich diese gegen
tschechoslowakische physische und juristische
Personen richten;

3. Pfandrechte (Hypotheken) und sonstige
Rechte an einer Liegenschaft, wenn diese
einer Maßnahme (§1) unterzogen worden ist;

4. Brauereigerechtigkeiten;
5. a) Kunstgegenstände und Sammlungen von

musealem Wert;
b) andere als in lit. a genannte Sammlungen;

6. Gegenstände des Hausrates, die in der
Anlage zum UVEG genannt sind, und

7. sonstige bewegliche körperliche Sachen."

5. § 31 hat zu lauten:

„§ 31. (1) Bei der Ermittlung der RE für die in
§ 29 Z 2 genannten Ansprüche, soweit sie nicht
unter Abs. 2 oder 4 fallen, ist vom Nennwert zum
Zeitpunkt der Maßnahme (§1) auszugehen.

(2) Forderungen auf wiederkehrende Nutzungen
und Leistungen sind mit ihrem Kapitalwert anzu-
setzen, der nach den §§15 und 16 des Bewertungs-
gesetzes 1955 zu ermitteln ist.

(3) Bei der Ermittlung der RE für das Pfandrecht
an einer Liegenschaft (Hypothek) ist von dem im
Zeitpunkt der Maßnahme (§1) noch offenen
Betrag der sichergestellten Schuldforderung auszu-
gehen. Eine Ermittlung der RE findet nur statt,
wenn nach Eintritt des Vermögensverlustes (§ 3)
die Schuldforderung nicht geltend gemacht werden
konnte oder soweit die Geltendmachung erfolglos
geblieben ist.

(4) Für Ansprüche auf wiederkehrende Nutzun-
gen und Leistungen, die nicht in Geld bestehen,
sowie für alle anderen Ansprüche aus nicht mit
einer Geldforderung verbundenen Rechten sind als
Bemessungsgrundlage je 250 RE anzusetzen.

(5) In den Fällen der Abs. 1 bis 3 beträgt die
Bemessungsgrundlage 10 vom Hundert der ermit-
telten Werte; sie ist gemäß § 11 Abs. 3 in RE umzu-
rechnen. In Fällen des Abs. 4 darf die Bemessungs-
grundlage insgesamt 1 500 RE nicht übersteigen."

6. § 32 hat zu lauten:

„§ 32. Die Bemessungsgrundlage beträgt bei
Brauereigerechtigkeiten (§ 29 Z 4) einheitlich
1 500 RE."

7. § 33 hat zu lauten:

„§ 33. Die Bemessungsgrundlage für die im § 29
Z 5 lit. a genannten Vermögenswerte beträgt 10
vom Hundert des gemeinen Wertes nach den Preis-
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Verhältnissen in Österreich zum 8. Mai 1945 und ist
gemäß § 11 Abs. 3 in RE umzurechnen."

8. § 34 hat zu lauten:

„§ 34. (1) Für die Ermittlung der RE für Gegen-
stände des Hausrates ist die Anlage zum Umsied-
ler- und Vertriebenen-Entschädigungsgesetz —
UVEG, BGBl. Nr. 177/1962, sinngemäß anzuwen-
den, jedoch Z 7 mit der Maßgabe, daß 4 Punkte
einer RE entsprechen. Ist jedoch für solche Gegen-
stände bereits eine Entschädigung nach § 6 UVEG
geleistet worden, so ist Z 7 mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß 8 Punkte einer RE entsprechen.

(2) Die Bemessungsgrundlage für die im § 29 Z 5
lit. b genannten Sammlungen und die im § 29 Z 7
genannten beweglichen körperlichen Sachen
beträgt 5 vom Hundert des gemeinen Wertes nach
den Preisverhältnissen in Österreich zum 8. Mai
1945 und ist gemäß § 11 Abs. 3 in RE umzurech-
nen. Die Bemessungsgrundlage ist mit je 1 500 RE
begrenzt."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Dezember
1982 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky

5 5 0 . Bundesgesetz vom 21. Oktober 1982,
mit dem das Versandverfahren-Durcnfüh-

rungsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Versandverfahren-Durchführungsgesetz,
BGBl. Nr. 600/1973, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 332/1977 und 257/1980 wird wie
folgt geändert:

Der § 4 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Als Wert des ECU im Sinn des Artikels 13
Abs. 3 des Abkommens ist der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Serie C, veröffent-
lichte Schillinggegenwert heranzuziehen. Dieser
Gegenwert ist vom Bundesminister für Finanzen im
Bundesgesetzblatt kundzumachen."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1983
in Kraft.

(2) Der Gegenwert des ECU für das Kalender-
jahr 1983 kann bereits von dem der Kundmachung
dieses Bundesgesetzes folgenden Tag an kundge-
macht werden.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky

5 5 1 . Bundesgesetz vom 21. Oktober 1982
über die Leistung eines weiteren Beitrages zum

Afrikanischen Entwicklungsfonds
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Republik Österreich leistet zum Afri-
kanischen Entwicklungsfonds einen weiteren Bei-
trag in Höhe von 215 105000 S.

(2) Der Bundespräsident oder ein von ihm hiezu
bevollmächtigter Vertreter wird ermächtigt,
namens der Republik Österreich dem Afrikani-
schen Entwicklungsfonds gegenüber eine Ver-
pflichtungserklärung zur Leistung eines weiteren
Beitrages in der unter Abs. 1 genannten Höhe
abzugeben.

(3) Die Vorsorge für die finanzielle Bedeckung
trifft der Bundesminister für Finanzen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky
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